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[bookmark: _Hlk60935628]Der Substanzverwalter – ein Fehlkonstrukt als kostspieliges Verwaltungsmonster
Mit dem Ziel der Sicherstellung der Rechte der Gemeinde als materielle Eigentümerin des Gemeindeguts wurde mit der TFLG-Nov 2014 die Funktion des Substanzverwalters eingeführt. Dieser ist als Organ der Agrargemeinschaft konzipiert, wird jedoch vom Gemeinderat bestellt wird und hat als Vertreter der Gemeinde im Ausschuss der Gemeindegutsagrargemeinschaften zu fungieren. 
Der Gemeinde wurde jedoch mit der Einführung dieser Funktion das ihr als (materielle) Eigentümerin zukommende direkte Zugriffsrecht auf das Gemeindegut weitgehend genommen.
1. Die Aufgaben und Pflichten des Substanzverwalters (§§ 36a – 36k TFLG 1996 idFd TFLG-Nov. 2014, LGBl. 70/2014)
· Der Substanzverwalter hat jene Angelegenheiten zu besorgen, die ausschließlich den Substanzwert betreffen, wie insbesondere die Veräußerung, die Verpachtung, die dauernde Belastung von Grundstücken des atypischen Gemeindegutes, die Begründung einer Dienstbarkeit oder eines Baurechtes, die Schotter- und Steinbruchnutzung oder die Ausübung des Jagdrechtes hierauf.
Anmerkung:
Da ein großer Teil der Bewirtschaftungskosten von der Gemeinde zu tragen ist, betreffen sämtliche Entscheidungen, die die Bewirtschaftung des Gemeindeguts betreffen,  auch den Substanzwert und fallen damit in den  Verantwortungsbereich des Substanzverwalters!
· Dem Substanzverwalter obliegen alle Verfügungen über Substanzerlöse und den Überling. Die Besorgung dieser Angelegenheiten umfasst auch die Wahrnehmung der dem Substanzverwalter im Rahmen der Finanzgebarung zugewiesenen Aufgaben. Der Substanzverwalter hat den Obmann regelmäßig über seine Verfügungen und Angelegenheiten, die ausschließlich den Substanzwert betreffen, zu informieren.
· Der Substanzverwalter hat auf der Grundlage des Voranschlages die laufende Gebarung der Einnahmen und Ausgaben der Agrargemeinschaft mit Ausnahme des Abrechnungskontos der Nutzungsberechtigten zu führen. Er hat für jedes abgelaufene Kalenderjahr (Wirtschaftsjahr) die aus einer Vermögens- und einer Erfolgsübersicht bestehende Jahresrechnung und für jedes folgende Wirtschaftsjahr den aus einer Erfolgsübersicht bestehenden Voranschlag zu erstellen. 
· Der Substanzverwalter vertritt die Agrargemeinschaft allein nach außen und ist zu allen hiefür erforderlichen Vertretungshandlungen in nachfolgenden Angelegenheiten befugt: 
· in Angelegenheiten, die ausschließlich den Substanzwert betreffen, und 
· in Angelegenheiten, die sowohl den Substanzwert als auch die land- und forstwirtschaftlichen Nutzungsrechte betreffen, diesfalls jedoch nur im Rahmen entsprechender Beschlüsse des Ausschusses bzw. der Vollversammlung; 
· Bei Gefahr in Verzug kann der Substanzverwalter alleine entscheiden und die erforderlichen Maßnahmen setzen. Die Entscheidung ist ohne unnötigen Aufschub der Vollversammlung bzw. dem Ausschuss zur nachträglichen Beschlussfassung vorzulegen.
· Der Substanzverwalter vertritt die substanzberechtigte Gemeinde in der Vollversammlung und im Ausschuss, zu deren Sitzungen er beizuziehen ist.
Die (unübersichtliche) Vielzahl und der Inhalt dieser dem Substanzverwalter zugeordneten Agenden zeigt, dass er bei pflichtgemäßer Ausübung seiner Aufgaben in einem nicht zu übersehenden, kaum bewältigbaren Spannungsfeld und Interessenskonflikt steht. 
Hinzu tritt, dass die Substanzverwalter fast immer eine „große Nähe“ zur Agrargemeinschaft aufweisen; oft sind sie selbst auch deren Mitglieder. Aus diesem Umstand folgt zwangsläufig der Vorwurf einer Befangenheit des Substanzverwalters; jedenfalls ist der aufrechte Bestand des Anscheins seiner Befangenheit in aller Regel kaum zu entkräften.
Auch stellt die Summe der Agrarmitglieder eine nicht zu unterschätzende Wählergruppe in der Gemeinde dar; dieser Umstand ist von Interesse, da der Substanzverwalter qua Gesetz Mitglied des Gemeinderates sein muss.
Schließlich kann der Kostenfaktor nicht übersehen werden, ist doch der Substanzverwalter mit dem Bezug des Vizebürgermeisters zu entlohnen, Kosten, die wiederum von der Gemeinde zu tragen sind! 
	Die aufgezeigten Umstände machen deutlich, dass das Ziel, mit der neu eingeführten Funktion des Substanzverwalters die Durchsetzung der Ansprüche der substanzberechtigten Gemeinde und der Stärkung ihrer Rechtsposition gegenüber der Agrargemeinschaft sicherzustellen, klar verfehlt wurde. 



2. Die Bedarfsprüfung – eine vom Substanzverwalter oft vernachlässigte Prüfpflicht
Gemäß gesicherter Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs steht den Nutzungsberechtigten gemäß § 70 Abs 2 erster Satz TGO lediglich der konkrete Haus- und Gutsbedarf zu.  Diese gesetzliche Beschränkung des Nutzungsumfangs führt zur Notwendigkeit, den jährlichen Bedarf  der agrargemeinschaftlich organisierten Nutzungsberechtigten (z.B. an Nutzholz oder Brennholz)  zu kontrollieren und zu bestätigen.  Diese Bedarfsprüfung stellt eine sogenannte „gemischte Angelegenheit“ im Sinne des § 36c Abs 4 TFLG 1996 dar, die vom Obmann der Agrargemeinschaft gemeinsam mit dem Substanzverwalter vorzunehmen ist (siehe dazu Anweisung des Amtes der Tir.LReg/Abteilung Agrargemeinschaften zur Bedarfsprüfung).
· Derartige gesetzlich verpflichtend vorgesehene und sachlich höchst notwendige Bedarfsprüfungen werden jedoch nur in wenigen Tiroler Gemeinden durchgeführt. In der weitaus überwiegenden Zahl der „Agrargemeinschaften auf Gemeindegut“ – also sowohl von „typischen“ Agrargemeinschaften als auch von Gemeindegutsagrargemeinschaften (also „atypischen“ Agrargemeinschaften) - werden vielmehr die Holzbezüge nach den Vorgaben des von der Agrarbehörde für die Agrargemeinschaften verfassungswidrig erlassenen (alten) Regulierungsplans „gewohnheitsmäßig“ vergeben. 
· Derartige ungeprüfte Naturalzuteilungen schädigen die Gemeinde, weil sie auch jenen Nutzungsberechtigten, die keinen konkreten Bedarf haben oder die – wie oftmals gegeben - überhaupt keine Landwirtschaft mehr betreiben, zugute kommen. 
· Die in der TGO seit vielen Jahren klar festgelegte Regel über die Nutzung des Gemeindegutes war der Tiroler Landesregierung bereits in den 30-er Jahren des vorigen Jahrhunderts sehr wohl bekannt (vgl Bescheid der TirLReg vom 25.11.1932, VI 3115/1). Wenn die Landwirtschaft nicht mehr betrieben wird, sind die Nutzungen erloschen und leben nicht mehr auf. Im obangeführten Bescheid aus dem Jahre 1932 wurde diese Selbstverständlichkeit von der Landesregierung auf nicht einmal vier Seiten ausgeführt.
· Es hat somit einmal eine Zeit gegeben, in der die Tiroler Landesregierung (und die zuständigen Abteilungen im Hause) sehr genau gewusst haben, dass das Gemeindegut ein Teil des Gemeindevermögens ist und sich die Holznutzungen auf den Haus- und Gutsbedarf der eingeforsteten Betriebe zu beschränken haben. 
· Mit dem in den 1950er Jahren von Agrarlandesrat Wallnöfer betriebenen Übergang der Zuständigkeit der Aufsicht über das Gemeindegut von der Gemeindeabteilung auf die Agrarbehörde ging dieses Wissen offenbar – ob rechtsirrtümlich oder bewusst sei dahingestellt - verloren.
· Oft erfolgt - wiederum, „nach alter Übung“ am Gesetz vorbei - die Verteilung des Erlöses aus dem Verkauf von Nutzungserträgen an Agrargemeinschaftsmitglieder. Diese Vorgangsweise ist jedoch jedenfalls unzulässig: Denn nach ständiger Rechtsprechung bestehen die Nutzungsrechte von Mitgliedern einer Agrargemeinschaft an Gemeindegutsgrundstücken ausschließlich im Bezug von Naturalleistungen bis zur Grenze der Deckung des Haus- und Gutsbedarfs. Nutzungen, die keinen konkreten Sachbedarf befriedigen sollen, sondern lediglich einen finanziellen Vorteil enthalten, gehören daher nicht zum Haus- und Gutsbedarf (LVwG-2014/37/1480-9 und LVwG-2014/37/3406-8 ). 
Da somit nicht der Gemeinde zustehende „Ertragsüberschüsse“ rechtlich nicht möglich sind, besteht kein Zweifel, dass es sich etwa im Falle eines Holzverkaufs um eine Angelegenheit handelt, die den Substanzwert der agrargemeinschaftlichen Grundstücke betrifft. Daher stellt schon allein der Umstands eines Verkaufs implizit klar, dass der Haus- und Gutsbedarf offenbar bereits gedeckt ist (TLVwG-2016/35/0879-1; in diesem Sinn auch schon die Verordnung der k. k. Statthalterei für Tirol und Vorarlberg vom 17. Juli 1855).

	Durch die Unterlassung der gebotenen Bedarfsprüfungen werden tirolweit gesetzwidrig Gemeindegelder im jährlichen Ausmaß von mehreren hunderttausend Euro an nicht berechtigte Agrarmitglieder verteilt. Die Agrarbehörde als Aufsichtsbehörde schaut tatenlos zu (bzw. weg)!
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